
zersplitterung innerhalb der Europäischen
Kommission, die immer wieder zum Aufgrei-
fen eines Teilaspekts von Rundfunk als Wirt-
schaftsgut führen wird, dazu beitragen, der
Wahrnehmung von Rundfunk in der Vielfalt
seiner Funktionen und Aufgaben zum Durch-
bruch zu verhelfen. Wenn die Union nach au-
ßen hin in der Lage ist, kulturelle Vielfalt und
politische Eigenständigkeit gegenüber Markt-
interessen im Rahmen von GATT und WTO
zu verteidigen, so wird sie eines Tages auch
nach innen konsistenter handeln und sich
nicht von bloßen Verbandsinteressen verlei-
ten lassen, Teilaspekte isoliert und damit feh-
lerhaft aufzugreifen, nur weil diese verkürz-
te Sicht zugleich erlaubt, an Kompetenzbe-
hauptungen festzuhalten, d.h. sich so zu ver-
halten, als ob Rundfunk nur Wirtschaftsgut
wäre und es Sache der Union sein könnte, in
die demokratisch-politischen und kulturell-
identitären Räume der Mitgliedstaaten ein-
zudringen; Räume, die der Rundfunk als öf-
fentlich-rechtlicher Rundfunk maßgeblich
versorgt.

All das ändert aber nichts an dem positi-
ven Gesamturteil, das diese Dissertation ver-
dient, selbst wenn ihre rechtspolitische Ziel-
setzung eher illusionär sein mag; diese mag
vielleicht eines Tages von einer Gerichtsent-
scheidung in der Union aufgegriffen werden
und so im Wege der Auslegung des Art. 11
Abs. 2 EuChGR die Rechtslage dem Ziel der
Arbeit durch Teilerfolge näher bringen. Neue
Stufen der Integration durch einen primär-
rechtlichen Vertrag scheinen hingegen in wei-
ter Ferne.

Prof. Dr. Helmut Goerlich, Leipzig

Der verfassungsrechtliche Kulturauftrag 

des öffentlich-rechtlichen Rundfunks

Die Hamburger Dissertation, angefertigt bei
H.-H. Truteund zweitvotiert von W. Hoffmann-
Riem, beruht nicht nur auf der familiären Ein-
führung in Kunst und Kultur, die der Autor im
Vorwort dankend erwähnt, sondern auch auf
seinen amerikanischen Erfahrungen während
eines Magisterjahres in Boston, Massachu-
setts, wo ihm das marginale Dasein des pu-
blic broadcasting in einem ganz und gar markt-
orientierten Medienangebot vorgeführt wur-
de; ein Angebot, das seinerseits nicht natur-
wüchsig ist, wie Marktideologen manchmal
glauben machen wollen, sondern selbst ein
menschliches Konstrukt darstellt und vor al-
lem bestimmte elementare Bedürfnisse be-
dient, die ihrerseits durch das Angebot wie-
derum verstärkt werden, sodass daraus eine
Spirale bedenklicher Anspruchslosigkeit ent-
steht, die manipulativen Mechanismen folgt.
Ziel der Untersuchung ist es, die Facetten des
Kultur-Begriffs zu erschließen, die im Zusam-
menhang des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks gebraucht wurden und werden; dies
auf der Grundlage einer Sensibilisierung für
all die vor allem auch persönlichen Wertun-
gen, die einfließen, wenn über Kultur disku-
tiert wird. Am Ende führt das zu den verfas-
sungsnormativen und anthropologischen
Wertungen, denen der Begriff von Kultur zu-
gänglich ist, sowie zu den Konsequenzen, die
sich daraus für die Förderung der Kultur im
öffentlich-rechtlichen Rundfunk ergeben. Kul-
tur wird dabei in einfachster Formulierung
als „geistige Leistung“ wie als „soziales Sys-
tem“ begriffen. Dabei werden mit diesen Son-
den die im Untertitel angegebenen Gebiete
durchschritten.

Das Konzept für den öffentlich-rechtli-
chen Rundfunk bemisst sich nach der Unter-
suchung im Ergebnis nach den Defiziten „ei-
ner sich selbst überlassenen Rundfunkland-
schaft“. Das von Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG ge-
währleistete Programmangebot muss daher
nach Inhalten und Tendenzen umfassend
sein. Dies erfordert ein fundiertes Angebot
aus den Bereichen Kunst, Wissenschaft und
Bildung sowie Religion, aber auch etwa des
Friedens und der Völkerverständigung. Da-
für werden die verfassungsrechtlichen Grund-
lagen genannt, die sich vor allem im ersten
Abschnitt des Grundgesetzes, also im Grund-
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Die Arbeit spricht in vielem an, ist umfas-
send angelegt und weist den Autor als einen
in Kultur und Bildung bewanderten Kollegen
aus. Sie verwendet die rechts- und sozialwis-
senschaftliche Literatur weithin und kann
deshalb auch als Steinbruch für den Einstieg
in das nicht leicht zu schulternde Thema „Kul-
tur“ dienen. Allerdings grenzt sich die Schrift
dabei nach dem Geschmack des Rezensenten
manchmal nicht deutlich genug von solchen
Autoren ab, die gewissermaßen eine Leitkul-
tur verordnen wollen und glauben, dies dem
geltenden Verfassungsrecht entnehmen zu
können. Indes zeigt die Art und Weise des Ge-
brauchs der indirekten Rede doch Distanz,
wie sich zudem manchmal aus Fußnoten er-
gibt. Ganz sicher wird die Arbeit trotz der Be-
scheidenheit, in der sie auftritt, in der wei-
teren Debatte einen Ort haben, vor allem
auch, weil sie aufgeschlossen, interdiszipli-
när, konsequent, kundig und weiterführend
argumentiert.

Prof. Dr. Helmut Goerlich, Leipzig

rechtsteil finden. Zudem soll „Gemeinschaft-
lichkeit“ auf nationaler, aber auch auf loka-
ler Ebene sowie innerhalb lebensräumlicher
Systeme befördert werden, die durch Sym-
bole und Institutionen, vor allem aber durch
eine umfassende Kommunikation innerhalb
der Gesellschaft zu gewährleisten sein soll
und auch sozialintegrative Werte zu vermit-
teln hat; für diese Aspekte werden auch
Staatszielbestimmungen, also etwa des sozia-
len Rechtsstaates und der Verantwortung für
die künftigen Generationen, herangezogen. 

Das Phänomen „Kultur“ wird dabei auf
das menschliche Leben in einem universel-
len Sinne bezogen und ist zweifellos nur durch
Leistung möglich. Daher umfasst der Kul-
turauftrag alle Facetten des menschlichen Le-
bens. Dies reicht über bloße Vordergründig-
keiten hinaus und ist auch der Grund dafür,
dass Literatur und Rechtsprechung den Be-
griff der Kultur bemühen. Dort ist er vor al-
lem Gegenbegriff und damit Korrektiv gegen
andere Funktionszuschreibungen für öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk. Dabei ist Kultur
nicht zu verstehen als ein sich selbst erschaf-
fendes, d.h. autopoietisches System, auf das
der Rechtsanwender von außen blickt; er ist
vielmehr selbst Teil dieses Systems und steht
innerhalb dessen. Daher ist „Kultur“ jeweils
selbst dem rechtlichen Rahmen entsprechend
zu definieren. Dabei spielt das Verfassungs-
recht eine zentrale Rolle, aber ähnlich auch
das Feld „Gesellschaft und Individuum“. Das
Resultat dieser Bemühung bleibt immer ein
Produkt der eigenen Wertungen und Inter-
pretation; insofern sind die Schlüsse immer
anfechtbar. Diese Hermeneutik lässt sich nicht
durchbrechen. In diesem Sinne kann auch
der Rundfunk von Wertungen nicht freige-
halten werden. Auch wer behauptet, hier kei-
ne Wertungen zuzulassen, der muss doch in
praxi werten. Wer Wertungen ausschließt,
der lässt anderen Impulsen und Einflussnah-
men Raum, ohne dies zu bemerken. Daher
besitzt es größere Transparenz, Wertungen
im Rahmen der Programmgestaltung hin-
zunehmen, die eine Grundlage im Recht ha-
ben, das dann in entsprechenden Verfahren
und der Organisationsstruktur vor allem der
Rundfunkräte sozusagen konzeptual voll-
zogen und nachvollzogen wird. Auf diese Wei-
se kann auch „Kultur“ einen Ort im öffentlich-
rechtlichen Rundfunk einnehmen, ohne zu
gängeln und zu reglementieren.

Die Düsseldorfer Sperrungsverfügung

Die Regensburger Dissertation befasst sich
mit Problemen, die gegenüber strafrechtlich
einschlägigen Internetangeboten aus dem In-
und vor allem dem Ausland bestehen, seien
diese Angebote politisch radikaler Natur –
wie im Düsseldorfer Fall – oder aber von an-
derer Provenienz. Die Arbeit ist in einer Rei-
he erschienen, die Professoren ihrer Heimat-
fakultät herausgeben.

Dabei bestehen die erwähnten Proble-
me unabhängig davon, wer für den Erlass sol-
cher Maßnahmen zuständig ist – das wird
an einschlägiger Stelle erörtert – sowie auch
unbeeinflusst davon, dass sich etwaige Sper-
rungen leicht umgehen lassen. Zugleich er-
gibt der Auslandsbezug, dass auch die Rechts-
lage anderer Staaten zu berücksichtigen sein
kann, insbesondere solcher Staaten, deren
Verfassungen uneingeschränkt Rede-, Me-
dien- oder Kunstfreiheit gewährleisten, wie
dies etwa in den Vereinigten Staaten von Ame-
rika der Fall ist.

Die Arbeit ist als Fallstudie gefasst und
prüft mithin am konkreten Fall, der in Nord-
rhein-Westfalen zu einer Reihe uneinheitlich
ergangener, erstinstanzlicher und oberge-
richtlicher Entscheidungen geführt hat, was
zeigt, wie offen die Rechtslage war und sie
mithin als Gegenstand für eine Dissertation
dienen konnte. Die Verfügung erließ die Be-
zirksregierung Anfang 2002 samt der Anord-
nung sofortiger Vollziehung, um die Verbrei-
tung neonazistischer Angebote zweier Web-
seiten, die aus den USA stammten, zu unter-
binden. Eine Vielzahl betroffener Provider
wandte sich dagegen mit Eilanträgen und Kla-
gen beim jeweils örtlich zuständigen Verwal-
tungsgericht.

Der Gang der Untersuchung stellt nach
einer Einleitung zunächst die Vorgeschichte
und einen Überblick über die Webseiten dar.
Dann findet man den Erlass der Sperrungs-
verfügung dargestellt und die Prozessge-
schichte entfaltet sowie die Reaktionen auf
das Geschehen in Öffentlichkeit und Litera-
tur berichtet. Ein nächster Teil entwickelt das
Gefahrenpotenzial neuer Medien am vorlie-
genden Beispiel, breitet die gefahrenabwehr-
rechtlichen Möglichkeiten aus, die hier auf
einen Wandel der Gefahrenlage reagieren
müssen, und zeigt neue Lösungsmöglichkei-
ten auf.

R E C H T
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